
Satzung 

„Karate Dojo Uchinadi Lüneburg e.V.“  
 
 

 

 

§ 1 Name, Sitz und rechtlicher Status 
 

1.​ Der Verein führt den Namen „Karate Dojo Uchinadi Lüneburg e.V.“  

2.​ Der Verein soll in ein Vereinsregister eingetragen werden. 

3.​ Der Verein hat seinen Sitz in Lüneburg und trägt nach der Eintragung im Vereinsregister den 

Namen „Karate Dojo Uchinadi Lüneburg e.V.“. 

4.​ Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

5.​ Der Verein ist Mitglied im Ryukyu Bujutsu Kenkyu Doyukai (RBKD) - (Übersetzung RBKD: 

Erforschung und Entwicklung des Okinawa-Karate und des Kobujutsu) 

 

 

§ 2 Zweck, Aufgaben und Gemeinnützigkeit des Vereins 
 

1.​ Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports, insbesondere der japanischen Kampfkünste, 

speziell des Okinawa-Karate und den damit verbundenen Waffenformen. Darüber hinaus bietet 

der Verein die Motivation für aktiven Austausch zwischen deutscher und  japanischer Kultur. Der 

Verein soll des Weiteren ein Sportangebot für alle Altersgruppen darstellen, sowie Menschen mit 

körperlichen und sonstigen Behinderungen die Möglichkeit der Ausübung japanischer 

Kampfkünste eröffnen. 

2.​ Der Verein erreicht seine Ziele insbesondere durch: 

a)​ die Durchführung eines regelmäßigen Trainingsbetriebes 

b)​ die Durchführung und Teilnahme an Graduierungs-Prüfungen, Wettkämpfen, Lehrgängen 

(z.B. Breitensport, Selbstverteidigung) und Fortbildungsmaßnahmen 

c)​ die sportliche Förderung von Kindern und Jugendlichen 

d)​ die Konzeptentwicklung und Betreuung des Behindertensportes 

e)​ die Konzeptentwicklung, Durchführung und Förderung des Freizeit-, Familien- und 

Gesundheitssports  für Jedermann 

f)​ die Pflege des kulturellen und völkerverbindenden Austausches mit Japan und anderen 

Kampfkunst betreibenden Nationen 

g)​ das Herausgeben einer Vereinszeitschrift 

h)​ die Informationen und Schauvorführungen in der Öffentlichkeit 

i)​ die Zusammenarbeit mit öffentlichen Einrichtungen wie Schulen und Hochschulen zur 

Erweiterung des Leistungsangebotes öffentlicher Einrichtungen. 

3.​ Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. Der Verein ist selbstlos tätig. Er 

verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

4.​ Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder 
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erhalten in ihrer Eigenschaft als Mitglied keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Sie haben 

bei ihrem Ausscheiden keinerlei Ansprüche an das Vereinsvermögen. Es darf keine Person durch 

Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch unverhältnismäßig hohe 

Vergütungen begünstigt werden.  

 

 
§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 
 

1.​ Der Verein hat 

a)​ aktive Mitglieder ab dem vollendeten 18. Lebensjahr. Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die 

sich grundsätzlich aktiv am Vereinsleben beteiligen und somit  die Angebote des Vereins 

nutzen und/oder am Trainings- bzw. Wettkampfbetrieb teilnehmen können. 

b)​ jugendliche Mitglieder unter 18 Jahre 

c)​ Ehrenmitglieder. Ehrenmitglieder werden auf Vorschlag des Gesamtvorstands per 

Beschluss mit einfacher Mehrheit der Mitgliederversammlung ernannt. 

d)​ Fördermitglieder. Fördermitglied kann auf Antrag jeder werden, der den Verein finanziell 

unterstützen möchte. Der Gesamtvorstand entscheidet per ⅔-Mehrheit über die 

Aufnahme von Fördermitgliedern in den Verein. 

2.​ Vereinsmitglieder können natürliche Personen oder juristische Personen werden, die die Ziele 

des Vereins unterstützen. 

3.​ Der Aufnahmeantrag ist schriftlich zu stellen. 

4.​ Über den Aufnahmeantrag entscheidet der Vorstand. 

5.​ Gegen die Ablehnung, die keiner Begründung bedarf, steht dem Bewerber die Berufung an die 

Mitgliederversammlung zu, welche dann endgültig entscheidet. 

6.​ Die Mitgliedschaft wird mit Zahlung der von der Mitgliederversammlung festgesetzten 

Aufnahmegebühr wirksam. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
​ ​           Seite 2 von 6 



§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 
 

1.​ Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss, Tod oder Auflösung der juristischen Person.  

2.​ Der Austritt eines Mitgliedes erfolgt durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand mit 

einer Frist von zwei Monaten zum Ende eines Quartals des Geschäftsjahres. 

3.​ Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstandes ausgeschlossen werden, wenn es 

a)​ schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des Vereins in schwerwiegender Weise 

geschädigt oder die ihm nach der Satzung obliegenden Pflichten wiederholt verletzt hat 

oder 

b)​ grob unsportlich oder unkameradschaftlich oder 

c)​ mehr als drei Monate mit der Zahlung seiner Mitgliedsbeiträge im Rückstand ist und trotz 

schriftlicher Mahnung unter Androhung des Ausschlusses die rückständigen Beiträge 

nicht eingezahlt hat. 

 

Gegen den Beschluss steht dem Mitglied die Berufung an die Mitgliederversammlung zu, die 

schriftlich binnen eines Monats an den Vorstand zu richten ist. Die Mitgliederversammlung 

entscheidet endgültig.  

 

 

§ 5 Rechte und Pflichten der Mitglieder 
 

1.​ Jedes Mitglied hat das Recht, an allen gemeinsamen Vereinsveranstaltungen teilzunehmen. 

Jedes Mitglied ab dem vollendeten 18. Lebensjahr hat gleiches Stimm- und Wahlrecht in der 

Mitgliederversammlung. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. 

2.​ Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, insbesondere regelmäßig 

seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und die vom Vorstand und der Mitgliederversammlung zur 

Aufrechterhaltung des Vereins-Betriebs erlassenen Anordnungen zu respektieren. 

3.​ Ehrenmitglieder genießen alle Rechte der ordentlichen Mitglieder.  

 

§ 6 Mitgliedsbeiträge 
 

1.​ Jedes Mitglied hat den monatlich im Voraus fällig werdenden Mitgliedsbeitrag zu entrichten. 

2.​ Die Höhe der Mitgliedsbeiträge wird durch Beitragsordnung geregelt. 

3.​ Ehrenmitglieder sind von den Mitgliedsbeiträgen befreit.  
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§ 7 Organe des Vereins 
 

1.​ Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

2.​ Bei Bedarf können Vereins- und Organämter unter der Berücksichtigung der wirtschaftlichen 

Verhältnisse und der Haushaltslage entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder 

Zahlung einer Aufwandsentschädigung nach § 3 Nr. 26a Einkommensgesetz (EStG) ausgeübt 

werden. 

3.​ Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Abs. (2) trifft der Vorstand. 

Gleiches gilt für Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung. 

4.​ Der Vorstand kann bei Bedarf und unter der Berücksichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse 

und der Haushaltslage Aufträge über Tätigkeiten für den Verein gegen eine angemessene 

Vergütung oder Honorierung an Dritte vergeben. 

5.​ Im Übrigen haben die Mitglieder und Mitarbeiter des Vereins einen Aufwendungsersatzanspruch 

nach § 670 BGB für solche Aufwendungen, die durch die Tätigkeit für den Verein entstanden 

sind. Hierzu gehören insbesondere Fahrtkosten, Reisekosten, Porto, Telefon usw.. 

6.​ Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 3 Monaten nach der 

Entstehung geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur gewährt, wenn die Aufwendungen 

mit prüffähigen Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden. 

7.​ Weitere Einzelheiten regelt die Finanzordnung des Vereins, die von der Mitgliederversammlung 

erlassen und geändert wird. 

 

 

§ 8 Vorstand 
 

1.​ Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden , dem Kassenwart und dem Schriftführer. Sie bilden 

den Vorstand im Sinn des § 26 BGB. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a)​ die Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen einschließlich der 

Aufstellung der Tagesordnung, 

b)​ die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung, 

c)​ die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Anfertigung des Jahresberichtes, 

d)​ die Aufnahme neuer Mitglieder. 

2.​ Zur rechtsverbindlichen Vertretung genügt die gemeinsame Zeichnung durch zwei Mitglieder des 

Vorstandes. 

3.​ Die Mitglieder des Vorstandes werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von vier 

Jahren einzeln gewählt. Vorstandsmitglieder können nur Mitglieder des Vereins werden. Bei 

Beendigung der Mitgliedschaft im Verein endet auch das Amt im Vorstand. Die Wiederwahl ist 

zulässig. Ein Mitglied bleibt bis zur Bestellung des neuen Vorstandes im Amt. Scheidet ein 

Mitglied vorzeitig aus dem Vorstand aus, so sind die verbleibenden Mitglieder berechtigt, ein 

Mitglied des Vereins bis zur Wahl des Nachfolgers durch die Mitgliederversammlung in den 

Vorstand zu wählen. 

4.​ Der Vorstand soll in der Regel monatlich tagen. Die Sitzungen werden vom Vorsitzenden, bei 

dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter, einberufen. Eine Einberufungsfrist von einer 

Woche soll eingehalten werden. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei 

Mitglieder anwesend sind. Bei der Beschlussfassung entscheidet die Mehrheit der abgegebenen 
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gültigen Stimmen. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, bei dessen 

Verhinderung die seines Stellvertreters. 

5.​ Die Beschlüsse des Vorstandes sind zu protokollieren. Das Protokoll ist vom Protokollführer 

sowie vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von seinem Stellvertreter oder einem anderen 

Mitglied des Vorstandes zu unterschreiben. 

 

 

§ 9 Mitgliederversammlung 
 

1.​ Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die Entscheidung in folgenden Angelegenheiten: 

a)​ Änderungen der Satzung, 

b)​ Auflösung des Vereins, 

c)​ die Aufnahme neuer Vereinsmitglieder in den Fällen des § 3 Nr. 5, die Ernennung von 

Ehrenmitgliedern sowie den Ausschluss von Mitgliedern aus dem Verein, 

d)​ die Wahl und die Abberufung der Mitglieder des Vorstandes, 

e)​ die Entgegennahme des Jahresberichtes und die Entlastung des Vorstandes, 

f)​ die Festsetzung der Aufnahmegebühr und der Mitgliedsbeiträge. 

2.​ Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstandsvorsitzenden unter Angabe der vorläufigen 

Tagesordnung mindestens zwei Wochen vorher schriftlich eingeladen. Sie tagt so oft es 

erforderlich ist, mindestens jedoch alle zwei Jahre. 

3.​ Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis spätestens eine 

Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich eine Ergänzung der 

Tagesordnung beantragen. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. 

4.​ Der Vorstand ist zur Einberufung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung verpflichtet, 

wenn mindestens 10 Prozent der Mitglieder dies schriftlich unter Angabe von Gründen verlangt. 

5.​ Anträge über die Abwahl des Vorstands, über die Änderung der Satzung und über die Auflösung 

des Vereins, die den Mitgliedern nicht bereits mit der Einladung zur Mitgliederversammlung 

zugegangen sind, können erst auf der nächsten Mitgliederversammlung beschlossen werden. 

6.​ Die Mitgliederversammlung wird vom Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung von seinem 

Stellvertreter und bei dessen Verhinderung von einem durch die Mitgliederversammlung zu 

wählenden Versammlungsleiter geleitet. 

7.​ Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder anwesend 

ist. Ihre Beschlüsse werden mit Stimmenmehrheit gefasst. 

8.​ Zu Beginn der Mitgliederversammlung ist ein Protokollführer zu wählen. 

9.​ Jedes Mitglied ab dem vollendeten 18. Lebensjahr hat gleiches Stimm- und Wahlrecht in der 

Mitgliederversammlung. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. 

10.​Bei Abstimmungen entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 

11.​ Satzungsänderungen und die Auflösung des Vereins können nur mit einer Mehrheit von drei 

Viertel der anwesenden Mitglieder beschlossen werden. 

12.​Stimmenthaltungen und ungültige Stimmen bleiben außer Betracht. 

13.​Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein Protokoll zu 

erstellen, das vom Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist.  
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§ 10 Satzungsänderungen und Auflösung 
 

1.​ Über Satzungsänderungen, die Änderung des Vereinszweckes und die Auflösung entscheidet die 

Mitgliederversammlung. Vorschläge zu Satzungsänderungen, Zweckänderungen und zur 

Auflösung sind den stimmberechtigten Mitgliedern bis spätestens einen Monat vor der Sitzung 

der Mitgliederversammlung zuzuleiten. Für die Beschlussfassung ist eine Mehrheit von drei 

Vierteln der anwesenden Stimmberechtigten erforderlich. 

2.​ Änderungen oder Ergänzungen der Satzung, die von der zuständigen Registerbehörde oder vom 

Finanzamt vorgeschrieben werden, werden vom Vorstand umgesetzt und bedürfen keiner 

Beschlussfassung durch die Mitgliederversammlung. Sie sind den Mitgliedern spätestens mit der 

nächsten Einladung zur Mitgliederversammlung mitzuteilen. 

3.​ Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des 

Vereins an die Hansestadt Lüneburg, die es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige 

Zwecke zu verwenden hat.  

 

 

Lüneburg, den 01.12.2024 
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